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«Das isteinWeckrufausder Innerschweiz»
Die Zentralschweizer Kantonewollen demBund keine Zivilschutzanlagen als Reserve für Asylunterkünfte Verfügung stellen.

Christian Glaus

Noch fehlt dem Staatssekreta-
riat fürMigration die komplette
Übersicht. Doch wenn sich die
ablehnendeHaltungderKanto-
nebestätigt, dürftederBundbei
der Unterbringung von Asylsu-
chendenvoreinemProblemste-
hen. Worum geht es? Der Bund
rechnet im laufenden Jahr – ver-
glichen mit dem Vorjahr – mit
einem weiteren Anstieg der
Asylgesuche. Je nach Szenario
dürften zwischen27000(«mit-
tel») und 40000 Gesuche
(«hoch») gestellt werden. Um
sich dafür zu wappnen, wollte
derBundalsReserveContainer-
dörfermit 3000Plätzenbauen.
Der Ständerat lehnte dies im
Juni jedoch ab.

Deshalb sind Alternativen
nötig.Undhier kamendieKan-
tone ins Spiel. Sie erhielten eine
Frist bis am22.August, umdem
Bund zu melden, welche Zivil-
schutzanlagen er notfalls nut-
zen kann. Nun zeigt eine Re-
cherche von SRF: Nicht alle
Kantonemachenmit; die Zent-
ralschweiz ist geschlossen da-
gegen, dem Bund Zivilschutz-
anlagenalsReserveunterkünfte
zur Verfügung zu stellen.

Die3000Reserveplätze
dürftenverfehltwerden
Der Obwaldner Mitte-Regie-
rungsrat Christoph Amstad ist
Präsident der Zentralschweizer
Sozialdirektorinnen und -direk-
torenkonferenz. Im Namen der
Zentralschweizer Kantone sagt
er gegenüber SRF: «Wir sind
zum Schluss gekommen, dass
wir das im Moment nicht ma-
chen. Viele Zivilschutzanlagen
sind im Eigentum der Gemein-
den und verfügen über weniger
als die 100 geforderten Plätze.
TeilweisewerdendieUnterkünf-
te schon heute Asylsuchenden
zur Verfügung gestellt.» Auch
die Kantone Waadt, Solothurn,

Graubünden, Thurgau und bei-
de Basel werden demBund kei-
neZivilschutzanlagenanbieten.
Somit dürfte das Ziel von 3000
Reserveplätzenverfehltwerden.
Amstad bestätigt dies und sagt,
dass für das normale Szenario
genügend Asylunterkünfte zur
Verfügungstünden.«Aberwenn
mehr Asylsuchende kommen,
alswir erwarten,könntenwir sie
mitdenbestehendenStrukturen
nicht mehr unterbringen, und
dafür suchen wir jetzt Unter-

künfte.»AusderZentralschweiz
hat der Bundquasi eine doppel-
te Abfuhr erhalten. Denn von
den zehn Ständeräten stimmte
im Juni einzig der Obwaldner
Erich Ettlin (die Mitte) für den
Bau der Containerdörfer. Da-
mianMüller (FDP/LU)verpass-
te die Abstimmung, die acht
weiteren Ständeräte lehnten
den Kredit von 66 Millionen
Franken ab – und das, obwohl
sichdieKantone fürdieContai-
nerdörfer ausgesprochen hat-

ten. Ständerat Erich Ettlin will
denEntscheid seinerRatskolle-
ginnenund -kollegennichtkom-
mentieren, wie er gegenüber
unserer Zeitung sagt. Aber:
«DassdadurchProblemebeider
UnterbringungvonAsylsuchen-
den entstehen, hat sich abge-
zeichnet.» Das habe er aus Ge-
sprächen mit dem Verteidi-
gungsdepartement und den
Kantonen erfahren.

Der Bund hat schon heute
Mühe,genügendBettenzurVer-

fügungzustellen.WenndasPar-
lament den Bau von Container-
siedlungen verweigert, er-
schwert das die Situation
zusätzlich.«AmSchlussbleibtes
an denKantonen hängen», sagt
Ettlin. Denn sind die Kapazitä-
ten des Bundes ausgeschöpft,
bleibt ihmnichts anderes übrig,
alsdieAsylsuchendenfrüherauf
dieKantone zu verteilen.

In diesem Kontext müsse
man auch den Entscheid der
sechsZentralschweizerKantone

sehen,diedemBundkeineZivil-
schutzanlagen zur Verfügung
stellen wollen, sagt Ettlin: «Das
ist ein Weckruf aus der Inner-
schweiz.» Er habe zwar Ver-
ständnis dafür, dass sich die be-
troffenen Regionen gegen den
Bau grosser Containerdörfer
wehrten.Doch die Probleme im
Asylwesen müsse man gesamt-
heitlich sehen und auch mal
einenunpopulärenEntscheidfäl-
len. «Man hat eine Lösung von
der Hand gewiesen, jetzt muss
eineneueher. Ichhoffe,dassder
Bund gemeinsam mit den Kan-
tonen einenWegfindet.»

«Zentralschweiz stellt
sichnicht stur»
Gegenüber unserer Zeitung be-
tont Regierungsrat Christoph
Amstad, die Zentralschweiz
stelle sich nicht stur. Mit den
Standorten Emmen, Eigenthal
und Glaubenberg hätten die
KantonebereitsUnterkünfte zur
Verfügung gestellt. Der Bund
mache es sich aber zu einfach,
wenn er nach dem Nein des
Ständerats zu den Container-
dörfern darauf hoffe, von den
Kantonen Zivilschutzanlagen
übernehmen zu können. «Man
darf vom Bund schon auch er-
warten, dass er über den Som-
mer andere Möglichkeiten ge-
prüfthat», sagtAmstad.Obwohl
dasAsylweseneineVerbundauf-
gabe von Bund, Kantonen und
Gemeinden sei, «müssen
schliesslich alle Staatsebenen
genügendUnterkunftsplätze für
Asylsuchende sicherstellen».

WieesmitderSchaffungvon
Reserveplätzen weitergeht,
kann das Staatssekretariat für
Migrationnochnicht sagen,weil
die Kantone bis undmit 22. Au-
gust Zeit für Rückmeldungen
haben.Man setze alles daran zu
verhindern, dass Asylsuchende
mangels Plätzen in Bundeszen-
tren früher auf dieKantone ver-
teilt werden.

In der Zivilschutzanlage Dagmersellen wurden Anfang Jahr rund 70 Geflüchtete untergebracht. Bild: Manuela Jans-Koch (4. 1. 2023)

ProminenterStadtluzernerFDP-Politikerkämpft für«Mass-Voll»
Alt-FDP-PräsidentDanielWettsteinwill für die Protestbewegung «Mass-Voll» nach Bern. Der 68-Jährige sagt, was ihnmotiviert.

Interview: Lukas Nussbaumer

Tritt «Mass-Voll» im Kanton
Luzern zudenNationalratswah-
len an?DieseFragehat in jüngs-
ter Zeit etwa gleich stark be-
schäftigt wie jene, ob die Coro-
naskeptiker und Staatskritiker
mit der SVP eine Listenverbin-
dung eingehen. Die erste Frage
lässt sich inzwischen mit Ja be-
antworten, denn «Mass-Voll»-
Präsident Nicolas Rimoldi hat
denEntscheiddemOnline-Por-
tal Zentralplus zugespielt.

Die zweite Frage bleibt vor-
derhand offen, wie der frühere
Stadtluzerner Jungfreisinnige
gegenüberunsererZeitungsagt:
«DieGespräche laufen;derEnt-
scheid dürfte Ende Woche fal-
len.»Die Chancen für eine Ver-
bindung mit der SVP sind aller-
dings hoch, wie Rimoldi Mitte
Juli sagte: «Wenn wir antreten,
ist eine Listenverbindung sehr
wahrscheinlich.»SVP-Präsiden-

tin Angela Lüthold bezeichnete
ein Zusammengehen zum glei-
chen Zeitpunkt als «möglich».
Eingabeschluss fürListenverbin-
dungen ist am4. September.

KarrierealsParteipräsident
undParlamentarier
Wiederum klar ist, mit wem
«Mass-Voll» am 22. Oktober
insRennen umdie neunLuzer-
ner Nationalratssitze steigt. Es
sind dies Daniel Wettstein,
Chantal Stadelmann, Rolf Ot-
tiger und Salome vonDäniken,
die auf der Liste jeweils doppelt
aufgeführt sind.

WährendStadelmann,Otti-
ger und von Däniken politisch
bisher nicht in Erscheinung ge-
treten sind, ist Wettstein ein al-
ter Bekannter in Luzern: Der
68-Jährigepolitisierte zwischen
2015 und 2018 im Kantonsrat,
wo er Mitglied der Staatspoliti-
schen Kommission war. Vorher
gehörteerwährendsechs Jahren

dem Grossen Stadtrat an und
war zudem von 2011 bis 2015
PräsidentderFDPder StadtLu-
zern. Wettstein wird von Weg-
gefährten als «schon länger be-
hördenkritisch» bezeichnet. Er
habe zudem«am rechten Rand
der FDP politisiert».

Warumtreten Sie für «Mass-
Voll» zuden Nationalrats-
wahlenan?
Daniel Wettstein: Die Massnah-
menderBehördenwährendder
Pandemie haben in mir zuneh-
mend Skepsis und Ableh-
nung hervorgerufen. Da habe
ich es begrüsst, dass diese von
verschiedenen Bewegungen,
darunter «Mass-Voll», hinter-
fragt wurden. Nun hatmichNi-
colasRimoldi, den ich schonaus
seiner Zeit als Jungfreisinniger
inLuzernkenne, für eineKandi-
datur angefragt.

SiehättenNein sagen kön-
nen. Schliesslich sindSie
immernochMitgliedder
FDP.
IchgehörenochderFDPan, das
stimmt. Aktiv bin ich aber seit
2018, als ich aus dem Kantons-
rat zurückgetreten bin, nicht
mehr. Mit meiner Kandidatur
für «Mass-Voll» will ich diese

Leute für ihr Engagement
unterstützen.

Erwarten Sie kritische Reak-
tionen aus Ihrem früheren
politischenUmfeld?
Solche wird es geben. «Mass-
Voll» macht Lärm, das erzeugt
haltWiderstand.WenndieFDP-
Spitze ein Problemhatmitmei-
nerKandidatur, kannsiemirdas
sagen. Ich kann auch austreten.

Ihre Wahlchancen sind
verschwindendklein.Was
wäre für Sie ein Erfolg?
Dass ich chancenlos bin, istmir
bewusst. Ein Erfolg wäre es,
wenn ich Leute, die sonst nicht
wählengehen, zumGangandie
Urnemotivieren könnte.

Wie gestalten Sie Ihren
Wahlkampf?
Ich habe nichts Grösseres ge-
plant, auch Plakate werde ich
keine machen. Aber ich werde

«Mass-Voll» sicher Geld spen-
den. Im Vergleich zu meinen
früherenWahlkämpfen für den
Kantonsrat und das Stadtparla-
ment ist mein Engagement
klein.

Würden Sie eine Listenver-
bindung mit der SVP be-
grüssen?
Ichmischemichdanicht ein,die
Gesprächefindenzwischenden
Verantwortlichen von «Mass-
Voll» und SVP statt.

Aber Sie haben doch sicher
eine Meinung dazu.
Natürlich. Grundsätzlich ge-
hören Listenverbindungen ab-
geschafft. Aber da es sie nun
mal gibt und alle dieses takti-
sche Mittel anwenden, wäre
man ja blöd, dies nicht auch zu
tun. Deshalb würde ich eine
Verbindung mit der SVP be-
grüssen, da unsere Stimmen
sonst verpuffen.

Daniel Wettstein (68) politisierte
für die FDP im Stadt- und Kan-
tonsparlament. Bild: zvg


